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HANSESTADT LÜNEBURG
DER OBERBÜRGERMEISTER

Vorlage-Nr.
VO/8604/19

Bereich 31 - Umwelt
Dibowski, Ralf Datum: 

07.10.2019

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Änderung der Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung; redaktionelle Anpas-
sung, Gesamtschuldner, Jahresfälligkeit

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

Ö 11.12.2019 Ausschuss für Wirtschaft und städt. Beteiligungen

N 17.12.2019 Verwaltungsausschuss

Ö 19.12.2019 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:

Im Zuge der laufenden Sachbearbeitung hat sich herausgestellt, dass die Satzung in den 
nachfolgenden Punkten aus Vereinfachungsgründen noch Anpassungsbedarf hat.

1. Wohnungseigentum, Gesamtschuldner 
(Art. 1 Nr. 1 der Änderungssatzung)

Im Niedersächsischen Gebührenrecht ist für den Grundstücksbegriff auf das Buchgrund-
stück nach der Grundbuchordnung abzustellen. Auch Miteigentumsanteile und Wohnungsei-
gentum (in einem Mehrfamilienhaus) stellen hiernach selbständige Grundstücke dar, die 
jeweils gesondert zur Niederschlagswassergebühr heranzuziehen wären. 

Damit wäre theoretisch eine gesonderte Heranziehung von bis zu 30.000 Grundstücken aus 
Wohnungseigentum möglich, was aber weder seitens der Wohnungseigentümer oder deren 
Verwaltern gewünscht ist, noch seitens der Verwaltung als sinnvoll erachtet wird. 

Auf der Grundlage der vorliegenden Änderung wird klargestellt, dass das einem gemein-
schaftlichen Grundstück zugehörige Wohnungseigentum in einem Bescheid an den Verwal-
ter zusammengefasst und damit diese Vielzahl einzelner Bescheide an die jeweiligen Woh-
nungseigentümer vermieden wird.

Es bietet sich eine Harmonisierung mit der Regelung für die Straßenreinigungsgebühr an, da 
die Grundabgaben üblicherweise durch einen gemeinsamen Bescheid festgesetzt werden. 
Eine entsprechende Beschlussvorlage wird zeitgleich vorgelegt.
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2. Jahreszahler (Art. 1 Nr. 2 Buchst. a) und b) der Änderungssatzung) 

Die Niederschlagswassergebühren sind regelmäßig zu 4 Fälligkeitsterminen zu entrichten 
(15.02., 15.05., 15.08. und 15.11.). Seitens der Gebührenzahler wurde oftmals der Wunsch 
geäußert, den Jahresbetrag in einer Summe zahlen zu können. 

Die vorliegende Änderung greift dies auf und räumt den Gebührenpflichtigen (auf Antrag) die 
Möglichkeit ein, den Jahresbetrag in einer Summe zum 01.07. des jeweiligen Jahres zahlen 
zu können.

Für die Grundsteuer gibt es bereits eine entsprechende Regelung. Für die Straßenreini-
gungsgebühr wird zeitgleich eine entsprechende Regelung durch eine gesonderte Be-
schlussvor-lage auf den Weg gebracht. Die Harmonisierung der Fälligkeiten bietet sich an, 
da die Grundabgaben üblicherweise durch einen gemeinsamen Bescheid festgesetzt wer-
den.

Beschlussvorschlag:

Der Rat der Hansestadt Lüneburg beschließt mit Wirkung zum 01.01.2020 die beiliegende 
Änderungssatzung der Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 438,-€

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja X
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger: 
Haushaltsjahr:

e)  mögliche Einnahmen:

Anlage/n:

Anlage 1: 23. Änderungssatzung zur Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung
Anlage 2: Synopse

Beratungsergebnis:

Sitzung
am

TOP Ein-
stimmig

Mit
Stimmen-Mehrheit

Ja / Nein / Enthaltun-
gen

lt. Be-
schluss-

vorschlag

abweichende(r) Empf 
/Beschluss

Unterschr. 
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Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
DEZERNAT II
DEZERNAT VI
Fachbereich 2 - Finanzen
06 - Bauverwaltungsmanagement
Bereich 22 - Betriebswirtschaft und Beteiligungsverwaltung, Controlling
Bereich 21 - Steuern



  

 

 
 23. Satzung zur Änderung der Satzung der Hansestadt Lüneburg  

über die Erhebung von Beiträgen, Gebühren und Kostenerstattungen  
für die Abwasserbeseitigung (Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung)  

vom 23.02.1984 in der Fassung der 22. Änderungssatzung vom 20.12.2018 
 

 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) i. d. F. vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. 2010, 576) und der §§ 5, 6 und 8 des Nie-
dersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) i. d. F. vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. 
2017, 121) - alle Gesetze in der jeweils geltenden Fassung - hat der Rat der Hansestadt Lü-
neburg in seiner Sitzung am 19.12.2019 folgende 23. Änderungssatzung beschlossen: 

 

Artikel 1 

Die Abgabensatzung für die Abwasserbeseitigung der Hansestadt Lüneburg vom 23.02.1984 
- in der z.Zt. geltenden Fassung - wird wie folgt geändert: 
 
1. § 14 wird folgt geändert: 

 a) Absatz 4 wird Absatz 5, 
 
 b) nach Absatz 3 wird folgender, neuer Absatz 4 eingefügt: 
 

„(4) Bei Wohnungseigentum sind die an dem gemeinschaftlichen Grundstück be-
teiligten Wohnungseigentümer Gesamtschuldner für das gemeinschaftliche 
Grundstück. Satz 1 gilt entsprechend für Wohnungserbbauberechtigte.“ 

 
2. § 17 wird folgt geändert: 

 a) Absatz 4 wird Absatz 5, 
 
 b) nach Absatz 3 wird folgender, neuer Absatz 4 eingefügt: 
 

„(4) Auf Antrag des Gebührenpflichtigen kann die Niederschlagswassergebühr 
abweichend vom Absatz 3 Satz 2 am 01.07. in einem Jahresbetrag entrichtet 
werden. Der Antrag muss spätestens bis zum 30.09. des vorangehenden Ka-
lenderjahres gestellt werden.  

  
 Die beantragte Zahlungsweise bleibt so lange maßgebend, bis ihre Änderung 

beantragt wird; die Änderung muss spätestens bis zum 30.09. des vorange-
henden Jahres beantragt werden.  

 
Ändert sich die Gebührenpflicht im Laufe eines Jahres, so ist die für dieses 
Kalenderjahr zu entrichtende Gebühr innerhalb eines Monats nach Heranzie-
hung fällig, frühestens aber am 01.07. des Jahres.“ 

 

Artikel 2 

Diese Satzung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 

 



  

 

 

Lüneburg, den  

Hansestadt Lüneburg 
Der Oberbürgermeister 
 

 

 

________________________ 
Mädge 
 



Anlage 2 
 

Synopse 
Satzung der Hansestadt Lüneburg über die 

Erhebung von Beiträgen, Gebühren und 
Kostenerstattungen für die  

Abwasserbeseitigung (Abgabensatzung für 
die Abwasserbeseitigung) vom 23.02.1984  
in der Fassung der 22. Änderungssatzung 

vom 20.12.2018 

23. Satzung zur Änderung der Satzung der 
Hansestadt Lüneburg über die Erhebung von 
Beiträgen, Gebühren und Kostenerstattungen  

für die Abwasserbeseitigung (Abgabensat-
zung für die Abwasserbeseitigung)  

vom 23.02.1984 in der Fassung der 22. Ände-
rungssatzung vom 20.12.2018 

 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) i. d. F. vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert am 
02.03.2017 (Nds. GVBl. S. 48) und der §§ 5, 6 und 8 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) 
in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. Nr. 7/2017, 
S. 121) hat der Rat der Hansestadt Lüneburg am 
21.12.2017 folgende 21. Änderungssatzung beschlossen:  

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) i. d. F. vom 
17.12.2010 (Nds. GVBI. 2010, 576) und der §§ 5, 6 und 8 
des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 
(NKAG) i. d. F. vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. 2017, 121) - 
alle Gesetze in der jeweils geltenden Fassung - hat der Rat 
der Hansestadt Lüneburg in seiner Sitzung am 19.12.2019 
folgende 23. Änderungssatzung beschlossen: 

 

§ 14 Gebührenpflichtige  
 
(1) Gebührenpflichtig ist, wer die mit der öffentlichen 

Abwassereinrichtung verbundene Leistung gem. 
§ 10 dieser Satzung in Anspruch nimmt.  
 

(2) Gebührenpflichtig ist außerdem die Eigentüme-
rin oder der Eigentümer; wenn ein Erbaurecht 
bestellt ist, tritt an diese Stelle die oder der Erb-
bauberechtigte des angeschlossenen Grund-
stücks. Sofern ein Nießbrauchrecht oder sonsti-
ges zur Nutzung des Grundstücks dingliches 
Recht eingeräumt ist, sind auch die Inhaber die-
ser Rechte gebührenpflichtig.  
 

(3) Mehrere Gebührenpflichtige haften gesamt-
schuldnerisch.  

 
 
 
 

§ 14 Gebührenpflichtige  
 
(1) Gebührenpflichtig ist, wer die mit der öffentlichen 

Abwassereinrichtung verbundene Leistung gem. § 
10 dieser Satzung in Anspruch nimmt.  
 

(2) Gebührenpflichtig ist außerdem die Eigentümerin 
oder der Eigentümer; wenn ein Erbaurecht bestellt 
ist, tritt an diese Stelle die oder der Erbbauberech-
tigte des angeschlossenen Grundstücks. Sofern 
ein Nießbrauchrecht oder sonstiges zur Nutzung 
des Grundstücks dingliches Recht eingeräumt ist, 
sind auch die Inhaber dieser Rechte gebühren-
pflichtig.  
 

(3) Mehrere Gebührenpflichtige haften gesamtschuld-
nerisch.  
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Anlage 2 
 

Synopse 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Beim Wechsel der Gebührenpflichtigen geht die 

Gebührenpflicht hinsichtlich der Schmutzwas-
serentsorgung unmittelbar (entsprechend der 
Frischwasserabrechnung) und hinsichtlich der 
Niederschlagswasserentsorgung mit Beginn des 
auf den Übergang folgenden Monats auf die 
neue Verpflichtete oder den neuen Verpflichte-
ten über. Wenn die oder der bisherige Verpflich-
tete die Mitteilung hierüber versäumt hat, haftet 
sie oder er für die Gebühren, die auf den Zeit-
raum bis zum Eingang der Mitteilung auf die 
Hansestadt entfallen, neben der oder dem Ver-
pflichteten. 

(4) Bei Wohnungseigentum sind die an dem ge-
meinschaftlichen Grundstück beteiligten Woh-
nungseigentümer Gesamtschuldner für das 
gemeinschaftliche Grundstück. Satz 1 gilt ent-
sprechend für Wohnungserbbauberechtigte. 

 
 
 
 
(5) Beim Wechsel der Gebührenpflichtigen geht die 

Gebührenpflicht hinsichtlich der Schmutzwasser-
entsorgung unmittelbar (entsprechend der Frisch-
wasserabrechnung) und hinsichtlich der Nieder-
schlagswasserentsorgung mit Beginn des auf den 
Übergang folgenden Monats auf die neue Ver-
pflichtete oder den neuen Verpflichteten über. 
Wenn die oder der bisherige Verpflichtete die Mit-
teilung hierüber versäumt hat, haftet sie oder er für 
die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Ein-
gang der Mitteilung auf die Hansestadt entfallen, 
neben der oder dem Verpflichteten. 

Es wird ein neuer Absatz 4 eingefügt.  
 
Die Bestimmung der Wohnungseigen-
tümer zu Gesamtschuldnern für das 
gemeinschaftliche  Grundstück er-
möglicht die Heranziehung mittels zu-
sammengefassten Bescheid.  
 
 
Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 17 Veranlagung und Fälligkeit  
 

(1) Abwassergebühren können in einem Bescheid 
zusammen mit anderen Grundstücksabgaben 
erhoben werden. Im Bescheid kann bestimmt 
sein, dass er auch für zukünftige Zeitabschnitte 
(Erhebungszeiträume) gilt.  
 

(2) […] 
 
 
  
 

 

§ 17 Veranlagung und Fälligkeit  
 

(1) Abwassergebühren können in einem Bescheid zu-
sammen mit anderen Grundstücksabgaben erho-
ben werden. Im Bescheid kann bestimmt sein, 
dass er auch für zukünftige Zeitabschnitte (Erhe-
bungszeiträume) gilt.  
 

(2) […] 
 
  
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Anlage 2 
 

Synopse 
(3) Beim Niederschlagswasser werden die Grund-

stücksverhältnisse zu Beginn eines Kalenderjah-
res bzw. jene zum Zeitpunkt des Entstehens der 
Gebührenpflicht (§ 15) zugrunde gelegt. Die 
festzusetzende Gebühr ist in gleichen Teilbeträ-
gen jeweils zum 15.02., 15.05., 15.08. und 
15.11. eines Jahres fällig. Entsteht oder ändert 
sich die Gebührenpflicht im Laufe eines Kalen-
dervierteljahres, so ist die für dieses Kalender-
vierteljahr zu entrichtende Teilgebühr zum da-
rauffolgenden Quartalstermin fällig, soweit der 
Bescheid nicht eine andere Fälligkeit bestimmt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(4) Im Falle von erhobenen Abschlagszahlungen ist 
nach Ablauf des Erhebungszeitraumes eine 
endgültige Festsetzung der Gebühr vorzuneh-
men; […]  

(3) Beim Niederschlagswasser werden die Grund-
stücksverhältnisse zu Beginn eines Kalenderjah-
res bzw. jene zum Zeitpunkt des Entstehens der 
Gebührenpflicht (§ 15) zugrunde gelegt. Die fest-
zusetzende Gebühr ist in gleichen Teilbeträgen 
jeweils zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. ei-
nes Jahres fällig. Entsteht oder ändert sich die 
Gebührenpflicht im Laufe eines Kalendervierteljah-
res, so ist die für dieses Kalendervierteljahr zu ent-
richtende Teilgebühr zum darauffolgenden Quar-
talstermin fällig, soweit der Bescheid nicht eine 
andere Fälligkeit bestimmt.  
 

(4) Auf Antrag des Gebührenpflichtigen kann die 
Niederschlagswassergebühr abweichend vom 
Absatz 3 Satz 2 am 01.07. in einem Jahresbe-
trag entrichtet werden. Der Antrag muss spä-
testens bis zum 30.09. des vorangehenden Ka-
lenderjahres gestellt werden.  

  
 Die beantragte Zahlungsweise bleibt so lange 

maßgebend, bis ihre Änderung beantragt wird; 
die Änderung muss spätestens bis zum 30.09. 
des vorangehenden Jahres beantragt werden.  

 
 Ändert sich die Gebührenpflicht im Laufe eines 

Jahres, so ist die für dieses Kalenderjahr zu 
entrichtende Gebühr innerhalb eines Monats 
nach Heranziehung fällig, frühestens aber am 
01.07. des Jahres. 
 

(5) Im Falle von erhobenen Abschlagszahlungen ist 
nach Ablauf des Erhebungszeitraumes eine end-
gültige Festsetzung der Gebühr vorzunehmen;  

 […]  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird ein neuer Absatz 4 eingefügt.  
 
Die Regelung räumt den Gebühren-
pflichtigen (auf Antrag) die Möglichkeit 
ein, den Jahresbetrag in einer Summe 
zum 01.07. zahlen zu können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 
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